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Unterrichtung 

durdh die Bundesregierung 


Empfehiung einer Verordnung (EWG) des Rates zum Abschluß des Abkommens 
über handelspolitische Zusammenarbeit zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Volksrepublik Bangladesh 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 113 und 114, 

gestützt auf die Empfehlung der Kommission, 

in der Erwägung, daß das Abkommen über han- 
delspolitische Zusammenarbeit, das zwistiien der 
Gemeinschaft und der Volksrepublik Bangladesh 
ausgehandelt wurde, zu schließen ist — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Das Abkommen über handelspolitische Zusammen- 
arbeit zwischen der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und der Volksrepublik Bangladesh, des- 
sen Wortlaut dieser Verordnung beigefügt ist, wird 
im Namen der Gemeinschaft geschlossen. 


Artikel 2 

Der Präsident des Rates notifiziert der anderen Ver- 
tragspartei gemäß Artikel 15 des Abkommens, daß 
die für das Inkrafttreten des Abkommens erforder- 
lichen Verfahren in bezug auf die Gemeinschaft ab- 
geschlossen sind. 


Artikel 3 

Die Gemeinschaft wird in dem in Artikel 8 des Ab- 
kommens vorgesehenen Gemischten Ausschuß durch 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vertreten, die von Vertretern der Mitgliedstaaten 
unterstützt wird. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Druck: Buchdruckerei R. Madel. 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. 53 Bonn-Bad Godesberg 1. 
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AbkGminf3n über handelspolitische Zusammenarbeit 

zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Volksrepublik Bangladesh 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN einerseits — 

DIE REGIERUNG DER VOLKSREPUBLIK 
BANGLADESH andererseits — 

eingedenk der freundschaftlichen Beziehungen und 
historischen Bindungen zwischen den Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
Bangladesh und ihres gemeinsamen Wunsches, ihre 
Handels- und Wirtschaftsbeziehungen zu festigen 
und auszubauen, 

entschlossen, ihre Wirtschafts- und Handelsbezie- 
hungen auf der Grundlage vergleichbarer Vorteile 
und gegenseitigen Nutzens zu festigen, zu vertiefen 
und vielseitiger zu gestalten, 

in der Erwägung, daß Bangladesh eines der am 
wenigsten entwickelten Entwicklungsländer ist, 

im Bewußtsein der besonderen Eigenarten und 
Erfordernisse der Wirtschaft von Bangladesh, 

in Bekräftigung ihres gemeinsamen Wunsches, 
ihren Beitrag zu einer neuen Phase der internatio- 
nalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit zu leisten, 
und die Entfaltung ihrer menschlichen und materiel- 
len Kräfte auf der Grundlage von Freiheit, Gleich- 
heit und Gerechtigkeit zu fördern, 

in der Überzeugung, daß eine moderne Handels- 
politik ein wichtiges Instrument zur Förderung der 
internationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
ist — 

haben beschlossen, ein Abkommen über handelspoli- 
tische Zusammenarbeit zu schließen, und haben hier- 
für als Bevollmächtigte ernannt: 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN, 

DIE REGIERUNG DER VOLKSREPUBLIK 
BANGLADESH. 

Diese sind nach Austausch ihrer als gut und gehö- 
rig befundenen Vollmachten 


wie folgt übereingekommen; 


Artikel 1 

Die Vertragsparteien bauen ihren Handel auf der 
Grundlage gegenseitigen Nutzens aus, um zu ihrem 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt und zur 
Verbesserung der Bilanz und zur Steigerung des 
Volumens ihres beiderseitigen Handels auf einem 
möglichst hohen Niveau beizutragen. 


Artikel 2 

Die Vertragsparteien räumen einander in ihren Han- 
delsbeziehungen die Meistbegünstigungsklausel in 
Übereinstimmung mit dem Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommen ein. 


Artikels 

Jede Vertragspartei räumt der anderen bei der Ein- 
fuhr und Ausfuhr das Höchstmaß an Liberalisierung 
ein, das sie gegenüber dritten Ländern im allgemei- 
nen anwendet; sie bemüht sich, bei den für die 
andere Vertragspartei wichtigen Erzeugnissen mög- 
lichst weitgehende Erleichterungen zu schaffen, die 
mit ihrer Politik und ihren Verpflichtungen verein- 
bar sind. 


Artikel 4 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, den Ausbau 
und die Diversifizierung ihres beiderseitigen Handels 
auf einem möglichst hohen Niveau zu fördern. Um 
dieser Verpflichtung nachzukommen, treffen sie alle 
geeigneten Schritte einschließlich besonderer der 
Verbesserung von Ausfuhrmöglichkeiten dienender 
Maßnahmen, die zur Auswertung des Handelspoten- 
tials ihrer Wirtschaften beitragen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 5. August 1976 - 14 - 680 70 ~ E - Ha 53176: 

Diese Empfehlung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 27. Juli 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der genannten 
Empfehlung ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Artikel 5 

Die Vertragsparteien bauen ihre wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit, sofern sie den Handel betrifft, in 
Bereichen, die für beide Parteien von Interesse sind, 
unter Berücksichtigung der Entwicklung ihrer eige- 
nen Wirtschaftspolitik aus. 


Artikel 6 

Die Vertragsparteien vereinbaren, zur Durchführung 
der Artikel 4 und 5 die Kontakte und die Zusam- 
menarbeit zwischen ihren Wirtschaftsorganisatio- 
nen zu fördern und die zu diesem Zweck geschaffe- 
nen oder zu schaffenden Einrichtungen zu unter- 
stützen. 


Artikel 7 

Die Vertragsparteien bemühen sich, ihre Zusam- 
menarbeit im Handel und in verwandten Wirt- 
schaftsbereichen in dritten Ländern zu verstärken, 
soweit es in ihrem beiderseitigen Interesse liegt. 


Artikel 8 

1. Es wird ein Gemischter Ausschuß eingesetzt, der 
aus Vertretern der Gemeinschaft und Vertretern 
der Volksrepublik Bangladesh besteht. Der Ge- 
mischte Ausschuß tagt einmal jährlich. Weitere 
Tagungen können auf Antrag einer der Vertrags- 
parteien im gemeinsamen Einvernehmen einbe- 
rufen werden. 

2. Der Gemischte Ausschuß gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung und bestimmt sein Arbeitsprogramm. 

3. Der Gemischte Ausschuß kann Fachunteraus- 
schüsse einsetzen, die ihn bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben unterstützen. 


Artikel 9 

Der Gemischte Ausschuß sorgt für das ordnungs- 
gemäße Funktionieren dieses Abkommens. Insbe- 
sondere erarbeitet und empfiehlt er praktische Maß- 
nahmen zur Erreichung der gesetzten Ziele des Aus- 
baus und der Diversifizierung des Handels zwischen 
den Vertragsparteien und untersucht alle Schwierig- 
keiten, die dieses Bestreben behindern könnten. 


Artikel 10 

Der Gemischte Ausschuß hat ferner die Aufgabe; 

a) Mittel zu untersuchen und auszuarbeiten, um die 
Handelshemmnisse, insbesondere die nidittari- 
fären und zollähnlichen Hemmnisse, die in ein- 
zelnen Handelsbereichen bestehen, zu beseiti- 
gen, wobei die Arbeiten der betreffenden inter- 
nationalen Organisationen auf diesem Gebiet zu 
berücksichtigen sind; 


b) sich zu bemühen, die Durchführung der Zusam- 
menarbeit in Wirtschaft und Handel zwischen 
den Vertragsparteien und zwischen ihren Wirt- 
schaftsorganisationen zu fördern, um den Aus- 
bau und die Diversifizierung ihres Handels zu 
erleichtern; 

c) Mittel und Wege zu prüfen und zu empfehlen für 
eine schrittweise Anpassung der Handels- und 
Marktstrukturen der Vertragsparteien im Hin- 
blick auf die Förderung der Entwicklung ihrer 
Handels- und Wirtschaftsbeziehungen nach Maß- 
gabe ihrer komplementären Möglichkeiten wie 
auch der langfristigen wirtschaftspolitischen Ziele 
der Vertragsparteien, um Ungleichgewichte zu 
korrigieren und Mißverhältnisse zu verhüten; 

d) den Informationsaustausch zu erleichtern und 
Kontakte in allen Fragen zu fördern, die die Aus- 
sicht auf Zusammenarbeit zwischen den Vertrags- 
parteien in der Wirtschaft auf einer beiderseits 
vorteilhaften Grundlage sowie die Schaffung 
günstiger Voraussetzungen für diese Zusammen- 
arbeit betreffen; 

e) Maßnahmen auszuarbeiten und zu empfehlen, die 
eine Unterstützung für die Ausbildung von Füh- 
rungskräften, für Werbung, Marktinformation 
und Dienstleistungen von Sachverständigen mit- 
einschließen, um die Entwicklung und die Diversi- 
fizierung des Handels zwischen den Vertragspar- 
teien zu fördern. 


Artikel 11 

Der Gemischte Ausschuß hat auch die Aufgabe 
für das ordnunggemäße Funktionieren der sektora- 
len Abkommen zwischen den Vertragsparteien zu 
sorgen und übt dazu die Befugnisse aus, die den 
nach Maßgabe dieser Abkommen eingesetzten oder 
einzusetzenden Gemischten Ausschüssen übertra- 
gen wurden. 


Artikel 12 

Die Bestimmungen dieses Abkommens ersetzen die 
Bestimmungen der zwischen den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft und der Volksrepublik Bangladesh 
geschlossenen Abkommen, soweit diese mit ihnen 
unvereinbar oder identisch sind. 


Artikel 13 

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft nach den in diesem Vertrag festgeleg- 
ten Bedingungen Anwendung findet und für das 
Gebiet der Volksrepublik Bangladesh. 


Artikel 14 

Die Anhänge sind Bestandteil dieses Abkommens. 
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Artikel 15 

1. Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats 
nach dem Tag in Kraft, an dem die Vertragspar- 
teien einander den Abschluß der hierfür erforder- 
lichen Verfahren notifiziert haben. 

2. Dieses Abkommen wird für die Dauer von fünf 
Jahren geschlossen. Es wird jeweils um ein wei- 
teres Jahr verlängert, wenn es nicht sechs Mo- 
nate bevor es abläuft von einer Vertragspartei 
gekündigt worden ist. 

3. Die Vertragsparteien können dieses Abkommen 
jederzeit im gemeinsamen Einvernehmen än- 
dern, um neuen Gegebenheiten in der Wirtschaft 
sowie einer geänderten Wirtschaftspolitik beider 
Vertragsparteien Rechnung zu tragen. 


Artikel 16 

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften abgefaßt, 
jede in bengalischer, dänischer, deutscher, englischer, 
französischer, italienischer und niederländischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. 
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Anhang I 


Gemeinsame Erklärung über die Arbeitsweise des Gemischten Ausschusses 


1. Die Vertreter der Vertragsparteien im Gemisch- 
ten Ausschuß übermitteln die vereinbarten Empfeh- 
lungen ihren jeweiligen Behörden zu möglichst ra- 
scher und umfassender Beratung und Durchführung. 
Ist der gemischte Ausschuß außerstande, eine Emp- 
fehlung über eine von einer Vertragspartei als drin- 
gend oder wichtig angesehene Angelegenheit abzu- 
geben, so unterbreitet er den Standpunkt beider 
Seiten den erwähnten Behörden zur weiteren Bera- 
tung. 

2. Bei der Ausarbeitung von Vorschlägen und Emp- 
fehlungen berücksichtigt der Gemischte Ausschuß in 
angemessener Weise die Entwicklungspläne der 
Volksrepublik Bangladesh und die Entwicklung der 
Gemeinschaftspolitik in den Bereichen Wirtschaft, 
Industrie, Sozialpolitik, Umwelt und Wissenschaft 
sowie den Stand der wirtschaftlichen Entwicklung 
beider Vertragsparteien. 


3, Der Gemischte Ausschuß prüft die Möglichkeiten 
für einen wirksamen Einsatz aller Instrumente, die 
neben den Meistbegünstigungszollsätzen und den 
allgemeinen Präferenzen zur Verfügung stehen, und 
gibt entsprechende Empfehlungen ab, um den Handel 
mit für die Volksrepublik Bangladesh wichtigen 
Erzeugnisse zu fördern. 

4. Mit Zustimmung der Vertragsparteien können 
bei der Festlegung der Tagesordnung des Gemisch- 
ten Ausschusses Fragen der Zusammenarbeit zu bei- 
derseitig zufriedenstellenden Bedingungen in der 
Entwicklung und Ausbeutung von Rohstoffquellen 
sowie in anderen Gebieten, die sich als besonders 
wichtig für das Handelspotential von Bangladesh 
erweisen, mitaufgenommen werden. 
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Anhang II 


Herr Botschafter! 

Bei den Beratungen, die am heutigen Tage zum Abschluß des Abkommens 
über handelspolitische Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Volksrepublik Bangladesh geführt haben, erklärte sich 
die Gemeinschaft hinsiditlidi der nachstehend aufgeführten Waren, die für die 
Volksrepublik Bangladesh besonders wichtig sind, zur bilateralen Bindung der 
bereits autonom angewandten Zölle bereit. Diese Zugeständnisse gelten so lange, 
bis sie mit Zustimmung beider Vertragsparteien im GATT bestätigt oder geän- 
dert werden. 


Liste der betroffenen Waren 


Nummer des 

Gemeinsamen 

Zolltarifs 

W arenbezeidinung 

Vorgeschla- 
gene Bin- 
dung (v. H.) 

03.01 

Fische, frisch (lebend oder nicht lebend) gekühlt 
oder gefroren: 



A. Süßwasserfische; 



ex IV. Andere: 

— Hilsa spp. 

frei 

09.02 

Tee: 



A. In unmittelbaren Umschließungen mit einem 
Gewicht des Inhalts von 3 kg oder weniger 

5 


B. Anderer 

frei 

41.02 

Rind- und Kalbleder (einschließlich Büffelleder), 
Roßleder und Leder von anderen Einhufern, ausge- 
nommen Leder der Tarifnummern 41.06 bis 41.08: 



A. Indisches Kipsleder, ganz, auch ohne Kopf und 
Füße, mit einem Stückgewicht von 4,5 kg oder 
weniger, nur pflanzlich gegerbt, auch weiter- 
bearbeitet, jedoch augenscheinlich zum unmittel- 
baren Herstellen von Lederwaren nicht 
verwendbar 

frei 


ex B. Andere; 



— Indisches Kipsleder, ganz, auch ohne Kopf 
und Füße, mit Stückgewicht von mehr als 

4,5 kg und nicht mehr als 8 kg, nur pflanz- 
lich gegerbt, auch weiter bearbeitet, 
jedoch augenscheinlich zum unmittelbaren 
Herstellen von Lederwaren nicht 
verwendbar 

frei 


— Rind- und Kalbleder, nur chromgegerbt, in 
nassem Zustand (wet blue) 

frei 

41.03 

Schaf- und Lammleder, ausgenommen Leder der 
Tarifnummern 41.06 bis 41.08: 



B. anderes Leder: 



1. nur gegerbt 

frei 

41,04 

Ziegen- und Zickelleder, ausgenommen Leder der 
Tarif nummern 41.06 bis 41.08: 



B. anderes Leder: 



1. nur gegerbt 

frei 
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Nummer des 

Gemeinsamen 

Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

Vorgeschla- 
gene Bin- 
dung (v. H.) 

41.05 

Leder aus Häuten oder Fellen von anderen Tieren, 
ausgenommen Leder der Tarifnummern 41.06 bis 
41.08: 



B. anderes Leder: | 



1. nur gegerbt * 

frei 


Wir wären Ihnen verbunden, wenn Sie uns das Einverständnis der Regie- 
rung der Volksrepublik Bangladesh mit diesem Schreiben bestätigen wollten. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung. 

Im Namen des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften 

Herrn 

Leiter der Delegation von Bangladesh 


Herr Vorsitzender! 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres heutigen wie folgt lautenden Schrei- 
bens zu bestätigen: 

„Bei den Beratungen, die am heutigen Tage zum Abschluß des Abkommens 
über handelspolitische Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Volksrepublik Bangladesh geführt haben, erklärte sich die 
Gemeinschaft hinsichtlich der nachstehend auf geführten Waren, die für die Volks- 
republik Bangladesh besonders wichtig sind, zur bilateralen Bindung der bereits 
autonom angewandten Zölle bereit. Diese Zugeständnisse gelten so lange, bis sie 
mit Zustimmung beider Vertragsparteien im GATT bestätigt oder geändert wer- 
den. 


Liste der betroffenen Waren 


Nummer des 

Gemeinsamen 

Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

Vorgeschla- 
gene Bin- 
dung (v. H.) 

03.01 

Fische, frisch (lebend oder nicht lebend) gekühlt oder 
gefroren: 



A. Süßwasserfische: 



ex IV. Andere: 

— Hilsa spp. 

frei 

09.02 

Tee: 



A. In unmittelbaren Umschließungen mit einem 
Gewicht des Inhalts von 3 kg oder weniger 

5 


B. anderer 

frei 

41.02 

Rind- und Kalbleder (einschließlich Büffelleder), 
Roßleder und Leder von anderen Einhufern, 
ausgenommen Leder der Tarifnummern 41.06 bis 
41.08: 
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Nummer des 

Gemeinsamen 

Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

Vorgeschla- 
gene Bin- 
dung (v. H.) 


A. Indisches Kipsleder, ganz, auch ohne Kopf und 
Füße, mit einem Stückgewicht von 4,5 kg oder 
weniger, nur pflanzlich gegerbt, auch 
weiterbearbeitet, jedoch augenscheinlich zum 
unmittelbaren Herstellen von Lederwaren nicht 
verwendbar 

frei 


ex B. Andere: 



— Indisches Kipsleder, ganz, auch ohne Kopf 
und Füße, mit Stückgewicht von mehr als 
4,5 kg und nicht mehr als 8 kg, nur pflanz- 
lich gegerbt, auch weiter bearbeitet, 
jedoch augenscheinlich zum unmittelbaren 
Herstellen von Lederwaren nicht 
verwendbar 

frei 


— Rind- und Kalbleder, nur chromgegerbt, 
in nassem Zustand (wet blue) 

frei 

41.03 

Schaf- und Lammleder, ausgenommen Leder der 

Tarif nummern 41.06 bis 41.08: 



B. anderes Leder: 



1. nur gegerbt 

frei 

41.04 

Ziegen- und Zickelleder, ausgenommen Leder der 
Tarif nummern 41.06 bis 41.08: 



B. anderes Leder: 



1. nur gegerbt 

frei 

41.05 

Leder aus Häuten oder Fellen von anderen Tieren, 
ausgenommen Leder der Tarif nummern 41.06 bis 
41.08: 



B. anderes Leder: 



I. nur gegerbt 

frei 


Wir wären Ihnen verbunden, wenn Sie uns das Einverständnis der Regie- 
rung der Volksrepublik Bangladesh mit diesem Schreiben bestätigen wollten." 

Ich beehre mich, Ihnen das Einverständnis der Regierung der Volksrepu- 
blik Bangladesh mit diesem Schreiben zu bestätigen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck meiner ausgezeichnet- 
sten Hochachtung. 


Für die Regierung 
der Volksrepublik Bangladesh 


Herrn 

Leiter der Delegation der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
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Anhang 111 


Erklärung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über Zolltarifanpassungen 


1. Die Gemeinschaft hat am 1. Juli 1971 auf der 
Grundlage der Entschließung Nr. 21 (II) der Zweiten 
Welthandelskonferenz von 1968 autonom ein Sche- 
ma der Allgemeinen Zollpräferenzen in Kraft ge- 
setzt Die Gemeinschaft ist bereit, im Zuge ihrer 
Bemühungen um eine Verbesserung dieses Schemas 
die Interessen der Volksrepublik Bangladesh bei der 
Erweiterung und Vertiefung ihrer Handelsbeziehun- 
gen mit der Gemeinschaft zu berücksichtigen. 

2. Die Gemeinschaft ist ferner bereit, im Gemisch- 
ten Ausschuß die Möglichkeiten weiterer Zolltarif- 
anpassungen zu prüfen, um den Ausbau des Handels 
mit der Volksrepublik Bangladesh zu fördern. 


3. Die Gemeinschaft nimmt zur Kenntnis, daß in 
diesem Zusammenhang die Volksrepublik Bangla- 
desh der Gemeinschaft die Liste der Waren, für die 
Zollzugeständnisse gewünscht werden, zur Prüfung 
im Gemischten Ausschuß vorlegen kann. 

4. Die Gemeinschaft ist der Auffassung, daß die 
Volksrepublik Bangladesh gleichfalls bereit ist, im 
Gemischten Ausschuß etwaige Vorschläge der Ge- 
meinschaft über Fragen des Zolltarifs der Volksre- 
publik Bangladesh im Hinblick auf den Ausbau des 
Handels zwischen den Vertragsparteien zu erörtern, 
wobei die Entwicklungsbedürfnisse von Bangladesh 
berücksichtigt werden. 
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Anhang IV 


Erklärung der Regierung der Volksrepublik Bangladesh Uber Zolltarifanpassungen 


1. Die Volksrepublik Bangladesh nimmt zur Kennt- 
nis, daß die Gemeinschaft bereit ist, im Zuge ihrer 
Bemühungen um eine Verbesserung des Schemas der 
Allgemeinen Präferenzen das Interesse der Volks- 
republik Bangladesh an der Erweiterung und Ver- 
tiefung ihrer Handelsbeziehungen mit der Gemein- 
schaft zu berücksichtigen. Die Volksrepublik Bang- 
ladesh wird in diesem Zusammenhang der Gemein- 
schaft die Punkte zur Prüfung unterbreiten, in denen 
das Schema der Allgemeinen Präferenzen der Ge- 
meinschaft, insbesondere im Zusammenhang mit der 
gemeinsamen Absichtserklärung, verbessert werden 
kann. 

2. Die Volksrepublik Bangladesh nimmt ferner zur 
Kenntnis, daß die Gemeinschaft ebenfalls bereit ist, 
im Gemischten Ausschuß die Möglichkeiten weiterer 


Zolltarifanpassungen zu prüfen, um die Entwicklung 
des Handels mit der Volksrepublik Bangladesh zu 
fördern. 

3. In diesem Zusammenhang kann die Volksrepu- 
blik Bangladesh der Gemeinschaft die Liste der 
Waren, für die Zollzugeständnisse gewünscht wer- 
den, zur Prüfung im Gemischten Ausschuß vorlegen. 

4. Die Volksrepublik Bangladesh ist auch bereit, im 
Gemischten Ausschuß etwaige Vorschläge der Ge- 
meinschaft über Fragen des Zolltarifs der Volks- 
republik Bangladesh im Hinblick auf den Ausbau 
des Handels zwischen den Vertragsparteien zu prü- 
fen, wobei die Entwicklungsbedürfnisse von Bangla- 
desh berücksichtigt werden. 
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Begründung 


1. Am 15. Oktober 1974 hat der Rat die Kommis- 
sion ermächtigt, Verhandlungen mit Bangladesh im 
Hinblick auf den Abschluß eines Abkommens über 
handelspolitische Zusammenarbeit aufzunehmen. Der 
Rat hat gleichzeitig eine Reihe von Richtlinien für 
diese Verhandlungen gebilligt. Diese wurden am 
20. Mai 1975 durch eine Zusatzrichtlinie betreffend 
Zugang zu den Rohstoffquellen ergänzt. 

2. Am 2. Juli 1975 und lO./ll März 1976 fanden 
förmliche Verhandlungen mit Bangladesh im Rahmen 
von zwei Sitzungsrunden statt. Ingesamt fünf Sitzun- 
gen v/urden von dem gemäß Artikel 113 des Rom- 
Vertrages eingesetzten Gemischten Ausschuß abge- 
halten, um die Kommission über Fragen, die sich im 
Verlaufe der Verhandlungen ergeben haben, zu be- 
raten. Nachdem Übereinstimmung zwischen den De- 
legationen erzielt wurde, sind die folgenden Texte 
in englischer Sprache am 18. Mai 1976 paraphiert 
worden: 

— Abkommen über handelspolitische Zusammen- 
arbeit zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Volksrepublik Bangladesh; 

— Anhang I: Gemeinsame Erklärung über die Ar- 
beitsweise des Gemischten Ausschusses; 

— Anhang II: Briefwechsel über bilaterale Zollsatz- 
bindungen durch die Gemeinschaft; 

■ — Anhang III: Erklärung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft über Zolltarifanpassungen; 

— Anhang IV: Erklärung der Regierung der Volks- 
republik Bangladesh über Zolltarifanpassungen. 

Es sei hier darauf hingewiesen, daß der Rat, als er 
die Verhandlungsrichtlinien billigte, sich bewußt 
war, daß Bangladesh Zollzugeständnisse für eine 
Anzahl für seine Ausfuhr wichtige Erzeugnisse bean- 
tragen werde; die Richtlinien enthalten jedoch keine 
ausdrücklichen Anweisungen für solche Zollzuge- 
ständnisse. Die jetzt vorgeschlagenen Zollzugeständ- 
nisse sind Gegenstand des in Anhang II enthaltenen 
Briefwechsels. 

3. Der Wortlaut des vorgeschlagenen Abkommens 
ist dem mit Indien, Sri Lanka und Pakistan geschlos- 
senen Abkommen über handelspolitische Zusammen- 
arbeit sehr ähnlich. Die darin enthaltenen gering- 
fügigen Neuerungen wurden aufgenommen um die 
besonderen Eigenarten der Wirtschaft von Bangla- 
desh anzuerkennen und im Bestreben, der Zusatz- 
richtlinie des Rates über Rohstoffe zu entsprechen. 
Aus diesen Gründen wurden zwei Klauseln in die 
Präambel eingefügt, durch die Bangladesh zu „einem 
der am wenigsten entwickelten Entwicklungsländer" 
gerechnet wird und „die besonderen Eigenarten und 
Erfordernisse (seiner) Wirtschaft" anerkannt werden. 
In Artikel 1 wurde der Wortlaut „vergleichbaren 
Vorteile" als Grundlage zum Ausbau des Handels 


gestrichen (obschon er in der Präambel bestehen 
bleibt), dagegen wurde der Wortlaut „Steigerung 
des Volumens ihres beiderseitigen Handels" als 
zusätzliches Ziel zur Verbesserung der Handels- 
bilanz hinzugefügt. In Artikel 4 wird besonders dar- 
auf hingewiesen, daß die zu treffenden Sondermaß- 
nahmen zum Ausbau und zur Diversifizierung des 
Handels sich auf die „Verbesserung von Ausfuhr- 
möglichkeiten" beziehen und somit zur „Auswertung 
des Handelspotentials der Wirtschaften (der Ver- 
tragsparteien) beitragen" sollen. Durch diese Maß- 
nahmen wird hervorgehoben, daß Bangladesh auf 
der jetzigen nicht diversifizierten Entwicklungsstufe 
nicht nur günstige Außenhandelsbedingungen für 
seine Ausfuhren benötigt, sondern um aus solchen 
Nutzen zu ziehen, Unterstützung bei der Schaffung 
von inländischen Handelskapazitäten. Zu den vom 
Gemischten Ausschuß vorgeschlagenen Aufgaben 
wird durch Artikel 10 e eine weitere hinzugefügt, 
die wie folgt lautet: 

„Maßnahmen auszuarbeiten und zu empfehlen, die 
eine Unterstützung für die Ausbildung von Füh- 
rungskräften, für Werbung, Marktinformation und 
Dienstleistungen von Sachverständigen miteinschlie- 
ßen, um die Entwicklung und die Diversifizierung 
des Handels zwischen den Vertragsparteien zu för- 
dern." 

Daraus ergeben sich gewisse Hilfsmaßnahmen, die, 
wie Bangladesh hofft, die Gemeinschaft unter der 
Ägide des Gemischten Ausschusses aufgreifen wird. 

4. Anhang I wurde auf Grund der zusätzlichen 
Richtlinie des Rates vom 20. Mai 1975 ausgehandelt, 
die wie folgt lautet: 

„Die Kommission wird sich bemühen, daß in das 
Abkommen Bestimmungen aufgenommen werden, 
die der Gemeinschaft den nichtdiskriminierenden 
Zugang zu den Bodenschätzen von Bangladesh ge- 
währleisten. Der Gemischte Ausschuß könnte beauf- 
tragt werden, im Rahmen seiner Zuständigkeit nach 
Mitteln und Wegen für eine Zusammenarbeit zwi- 
schen der Gemeinschaft und Bangladesh auf dem 
Gebiet der Bodenschätze zu suchen." 

Im Verlauf von Verhandlungen stellte die Delega- 
tion von Bangladesh klar, daß ihre Regierung eine 
Verpflichtung für den Zugang zu den Rohstoffen 
nicht annehmen könnte, in der eine Gleichstellung 
der beiden Vertragsparteien offensichtlich fehlt. Die 
Kommission berief sich auf den zweiten Abschnitt 
der Richtlinie und handelte den nachstehenden Zu- 
satz in die ursprüngliche Abfassung von Anhang I 
aus: 

„Mit Zustimmung der Vertragsparteien können bei 
der Festlegung der Tagesordnung des Gemischten 
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Ausschusses Fragen der Zusammenarbeit zu beider- 
seitig zufriedenstellenden Bedingungen in der Ent- 
wicklung und Ausbeutung von Rohstoffquellen sowie 
in anderen Gebieten, die sich als besonders wichtig 
für das Handelspotential von Bangladesh erweisen, 
mitaufgenommen werden." 

Obgleich dieser Abschnitt Bedingungen auf Gleich- 
heit für beide Vertragsparteien beinhaltet, wird er 
jedoch in der Praxis ausschließlich (wie die Verhand- 
lungsberater aus Bangladesh Zugaben) nur auf Fra- 
gen, die die Rohstoffe von Bangladesh betreffen, an- 
gewendet werden. Die Schlußklausel „anderen Ge- 
bieten, die sich als besonders wichtig für das Han- 
delspotential von Bangladesh erweisen" ist im Sin- 
ne von Artikel 5 zu betrachten, der die wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit, sofern sie den Handel be- 
trifft, zuläßt. 

5. Der Wortlaut der Einleitung des Gemeinschafts- 
schreibens in Anhang II drückt deutlicher aus als in 
den Abkommen mit Indien und Sri Lanka, daß die 
gewährten Zollzugeständnisse eine bilaterale Bin- 
dung von bestehenden autonomen Zollsätzen zugun- 
sten von Bangladesh bedeuten. Eines der neun in der 
anhängenden Liste auf geführten Erzeugnisse „Fisch 
Hilsa" gehört einer Zollunterposition an, die auto- 
nom zollfrei ist im GZT; 3 davon (Tee in Umsdilies- 
sungen von weniger als 3 kg; Tee in anderen Um- 
schließungen; und indisches Kipsleder bis zu einem 
Gewicht von 4,5 kg) sind schon in den Abkommen 
mit Indien und Sri Lanka gebunden; 5 von diesen 
Erzeugnissen gehören zu halbfertigem Leder (Indi- 
sches Kipsleder von 4,5 kg bis 8 kg; Rindleder nur 
chromgegerbt, und Schaf-, Ziegen- und anderes Le- 
der), die die Verarbeiter in der Gemeinschaft als 
Rohstoff einführen und für das die Zollsätze vor kur- 
zem ausgesetzt wurden. 


6. Anhang III und IV unterscheiden sich von den 
entsprechenden Anhängen in den Abkommen mit 
Indien und Sri Lanka nur dadurch, daß die Erklä- 
rung in Anhang IV, durch die Bangladesh der Ge- 
meinschaft Erzeugnisse für die Zollzugeständnisse 
erwünscht werden angeben kann, ausdrücklich durch 
die Gemeinschaft in Anhang III zur Kenntnis genom- 
men wurde. Durch diese Änderung wurde die Gleich- 
förmigkeit der beiden Anhänge bezweckt. 

7. Die Kommission ist der Ansicht, daß die Bedin- 
gungen des vorgeschlagenen Abkommens und seine 
Anhänge I, III und IV den vom Rat erlassenen 
Richtlinien entsprechen, und hält es für angezeigt, 
Bangladesh die in Anhang II vorgesehene bilaterale 
Zollbindung, für die keine ausdrückliche Richtlinie 
erlassen wurde, zu gewähren. Die Kommission 
schlägt deshalb dem Rat vor; 

— den in Anhang II aufgeführten Zollzugeständ- 
nissen zuzustimmen; 

— den Entwurf für ein Abkommen über handelspoli- 
tische Zusammenarbeit mit der Volksrepublik 
Bangladesh einschließlich die 4 Anhänge gemäß 
dem Wortlaut der beigefügten Texte zu billigen; 
und 

— die Verfahren zur Unterzeichnung und zum Ab- 
schluß des Abkommens einzuleiten. 

8. Im Hinblick auf den Abschluß und die Anwen- 
dung des Abkommens übersendet die Kommission 
hiermit dem Rat: 

— eine Empfehlung einer Verordnung (EWG) des 
Rates über den Abschluß des Abkommens über 
handelspolitische Zusammenarbeit mit der Volks- 
republik Bangladesh. 
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